












Klimabilanz 
der aktuellen Legislaturperiode 
Die große Koalition startete mit besten Klimaschutz-
absichten, die im Laufe der Legislaturperiode aber 
immer stärker abgeschwächt oder sogar aufgegeben 
wurden. Negativer Höhepunkt in der Klimapolitk waren 
die teils erfolgreichen Versuche von Angela Merkel, das 
europäische Emissionshandelssystem abzuschwächen 
– eine der tragenden Säulen für den Klimaschutz. Am 
Ende der Legislaturperiode zieht die Klima-Allianz eine 
Bilanz der Klimapolitik der letzten vier Jahre. 

Integriertes Klimaschutz-und Energie-
programm der Bundesregierung (IKEP): 
Schritt in die richtige Richtung, aber Ziel verfehlt 

Mit dem Ziel, die Treibhausgase bis 2020 um 40 Prozent gegen-
über 1990 zu vermindern, wurden die Eckpunkte des IKEP bei 
einer Kabinettsklausur in Meseberg im August 2007 festgelegt 
und 2008 zum größten Teil im Bundestag verabschiedet. Das 
30-Punkte-Programm wurde im Gesetzgebungsverfahren 
stark verwässert. Während die Novellierung des Erneuerbare- 
Energien-Gesetzes (EEG) gelungen ist, wurden zahlreiche 
Möglichkeiten zur Energieeinsparung vertan.  

Beispiele: 
► �Das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWG) schreibt 

Erneuerbare Energien nur für Neubauten, nicht aber für 
Altbauten vor. 

► �Es wurde kein Austausch der besonders klimaschädlichen 
Nachtspeicherheizungen vorgeschrieben. 

► �Bei der Energieeinsparverordnung (EnEV) wird Mietern in 
energetisch unsanierten Häusern kein Recht auf Mietmin-
derung zugestanden. Zudem wurden Ein- und Zweifami-
lienhäuser von der Regelung ausgenommen.

► �Die Reform der Kfz-Steuer wurde durch die Blockade von 
Bundeswirtschaftsminister Glos unnötig verschoben 
und die Abschaffung des Dienstwagenprivilegs aus dem 
30-Punkte-Programm gestrichen. 

► �Das Energieeffizienzgesetz wurde bis heute nicht ver-
abschiedet.25

Vor allem Abgeordnete der Unionsfraktion verhinderten 
wirksamere Maßnahmen im Straßenverkehr, bei der Gebäu-
desanierung und der Kraft-Wärme-Kopplung. Die verab-
schiedete Fassung des IKEP wird daher nicht die erwünschte 
CO
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-Reduzierung erbringen.
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Konjunkturpakete: Chance zur Verzahnung von 
Ökologie und Ökonomie leichtfertig vergeben

Nachdem die Finanzkrise auf die Wirtschaft übergriff, wurde 
im Herbst 2008 das erste, im Januar 2009 dann das zweite 
Konjunkturpaket von der Regierung geschnürt. Bei bei-
den Konjunkturpaketen wurde versäumt, die Maßnah-
men an Umweltkriterien zu knüpfen: weder bei den 17 
Milliarden Euro für öffentliche Investitionen noch bei der 
Kfz-Steuerbefreiung oder den fünf Milliarden Euro für die 
PKW-Abwrackprämie. So hätten die beiden Maßnahmen 
zur Stützung der Autoindustrie an eine Obergrenze für den 
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-Ausstoß der (Neu)wagen von  120 g/km gekoppelt wer-

den müssen. Auch die Milliarden für Straßenneubau sind 
unnötig, da Deutschland eines der dichtesten Straßennetze 
der Welt hat. In diesem Bereich hätte die Instandhaltung 
der bestehenden Straßeninfrastruktur völlig ausgereicht. 
Nicht nachvollziehbar ist zudem die explizite Ausnahme 
des Öffentlichen Personennahverkehrs von der staatli-
chen Förderung, da diese Entscheidung wirtschafts- und 
klimafeindlich ist. Die Chance, durch die beiden Konjunk-
turpakete zukunftsfähige Arbeitsplätze zu schaffen, wurde 
folglich vertan.

Verkehrsbereich: Vor der Autolobby 
eingeknickt

Die Bilanz im Verkehrsbereich ist katastrophal. Auf Euro-
paebene haben sich Merkel und Gabriel dem Druck der 
deutschen Autoindustrie gebeugt und geringere CO

2
-Ober-

grenzen durchgesetzt. National haben sie in den beiden 
Konjunkturpaketen eine befristete Kfz-Steuerbefreiung und 
eine Abwrackprämie ohne jegliche Kopplung an Umwelt-
kriterien beschlossen. Die Kfz-Steuer wurde nur halbherzig 
reformiert, so dass sie weder dem Klimaschutz noch der 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Autoindustrie dient. 
Die Bundeszuweisungen für den Öffentlichen Nahverkehr 
wurden deutlich gekürzt. Die missratene Bahnreform war 
ein glatter Fehlschlag. Mit den umstrittenen Biospritquoten 
wird so gut wie kein Klimaschutzeffekt erzielt. 



EU-Klimapolitik und Emissionshandel: 
Rolle rückwärts beim EU-Gipfel 2008!

Beim EU-Gipfel im Dezember 2008 wandelte sich Angela Mer-
kel von der Paula zur Saula: Unter dem Druck von Teilen der 
deutschen Industrie, die den Emissionshandel als Gefahr für 
den Wirtschaftsstandort Deutschland darstellte, torpedierte 
die Bundeskanzlerin massiv das EU-Energie- und Klimapaket. 
Als Folge wurden fast flächendeckende Gratis-Emissionsrechte 
für energieintensive Industriezweige gewährt. Das schwächt 
langfristig nicht nur den Klimaschutz, sondern auch die Inno-
vationskraft der deutschen Wirtschaft, da nun Anreize für die 
Entwicklung klimafreundlicher Technologien fehlen. Darüber 
hinaus wurde ermöglicht, dass die Senkung der europäischen 
CO

2
-Emissionen zu einem großen Teil durch Klimaschutzpro-

jekte in Entwicklungsländern „ersetzt“ werden kann. 

Energieeffizienz: Hehre Ziele, aber noch 
immer kein Gesetz

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Broschüre (April 2009) 
war das Effizienzgesetz immer noch nicht verabschiedet. 
Ein Armutszeugnis angesichts der Notwendigkeit, die 
Energieeffizienz zu erhöhen und Kosten einzusparen. Das 
Bundeswirtschaftsministerium bevorzugt eine freiwillige 
Selbstverpflichtung der Unternehmen – das Bundesum-
weltministerium pocht auf verpflichtende Vorgaben. Ergeb-
nis: Stillstand. 

Kohlepolitik: Festhalten an der rückwärtsge-
wandten und klimafeindlichen Stromerzeugung

Mit dem Argument, dass alte Kohlekraftwerke durch neue 
und effizientere ersetzt werden müssen, warben SPD, CDU, 
CSU und FDP für den Bau neuer Kohlekraftwerke – oft genug 
gegen den Widerstand der eigenen Parteifreunde vor Ort. 
Dabei stoßen neue Kraftwerke 40-50 Jahre lang große Men-
gen CO
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 aus. Künftig, so hat es die Bundesregierung in Brüs-

sel verhandelt, sollen neue Kohlekraftwerke sogar mit bis zu 
15 Prozent der Investitionssumme subventioniert werden 
können. Und dies ausgerechnet mit Einnahmen aus dem 
Emissionshandel. Gelder aus dem Klimaschutz würden damit 
direkt Klimakiller subventionieren. Die Technik der Kohlen-
stoffabscheidung und –speicherung (CCS) soll die Emissio-
nen vermindern, ist jedoch noch nicht ausreichend erforscht. 
Die Regierung verabschiedete aber bereits ein CCS-Gesetz, 
das die rechtlichen Rahmenbedingungen dafür regeln soll. 
Selbst eine vom Bundesumweltministerium in Auftrag gege-
bene Studie26 hat aufgezeigt, dass durch die geplanten 29 
neuen Kohlekraftwerke die angestrebte CO
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-Minderung in 

Deutschland von 40 Prozent verfehlt wird. 

Biokraftstoffe: Blinder Aktionismus, 
der teilweise zurückgenommen werden musste 

Zu Beginn der Legislaturperiode wurde innerhalb kürzester 
Zeit eine Beimischungspflicht für Biokraftstoffe verabschiedet. 
Da die Anbaufläche in Deutschland aber für die benötigte 
Menge an Energiepflanzen nicht ausreicht und der weltweite 
Anbau in anderen Regionen zu steigenden Nahrungsmittel-
preisen, Monokulturen und schlechten Klimabilanzen führt, 
geriet die Quote in Misskredit. Endgültig gesenkt wurde die 
Quote, als deutlich wurde, dass Besitzer von älteren Benzin-
PKW wegen der für ihre Automodelle unverträglichen Bei-
mischung von Ethanol ins Benzin künftig das teurere Super-
benzin tanken müssten.

Globale Klimagerechtigkeit: Mit bisherigen 
Maßnahmen wird der nötige Beitrag zur Senkung 
der globalen Treibhausgase nicht erreicht

Deutschland hat in den letzten beiden Jahren auf zweifache 
Weise das Potenzial des Klimaschutzes nicht ausgeschöpft: 
das IKEP wird die angestrebte Senkung der CO
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-Emissionen 

bis 2020 um 40 Prozent gegenüber 1990 nicht erreichen. 
Auch der europäische Emissionshandel wurde auf Druck von 
Kanzlerin Merkel verwässert, so dass die EU-weite Reduzie-
rung der CO
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-Emissionen hinter den Möglichkeiten zurück 

bleibt. Die Entwicklungsländer, die heute schon am stärks-
ten unter den Folgen des Klimawandels leiden, sind aber 
darauf angewiesen, dass die Industriestaaten ernsthaften 
Klimaschutz betreiben, damit sich ihre Lebensbedingungen 
nicht weiter verschlechtern.

Sie haben die Wahl: Wählen Sie eine 
zukunftsfähige Klima- und 
Energiepolitik 

Trotz einiger Schritte in die richtige Richtung waren die 
Klimaschutzbemühungen der letzten Legislaturperiode 
bei weitem nicht ausreichend, um den Herausforderungen 
des Klimawandels gerecht werden. Aktuelle Studien der 
Klimaforschungen zeigen, dass die globale Erwärmung 
noch schneller und drastischer fortschreitet, als bisher 
angenommen. Halbherzige Maßnahmen genügen nicht 
und belasten die nachfolgenden Generationen.

Wichtige Zeit wurde verspielt, um die nötigen politischen 
Rahmenbedingungen zu setzen und Anreize für techno-
logische Innovationen zu schaffen. Damit wäre nicht nur 
das Klima wirksam geschützt, sondern auch Deutschlands 
Wettbewerbsfähigkeit gestärkt worden. Die aktuelle Krise 
der Autoindustrie verdeutlicht dies beispielhaft. 

Die neue Regierung muss den Rückstand aufholen und 
einen ordnungspolitischen Rahmen schaffen, um den 
Strukturwandel im Energie- und Automobilsektor zu for-
cieren. Ökologie und Wirtschaft müssen stärker verzahnt 
und nicht mehr gegeneinander ausgespielt werden – 
dass dies möglich und erfolgsversprechend ist, haben 
wir auf diesen Seiten gezeigt.

Prüfen Sie daher die Klimaversprechen der Kandidaten 
auf ihre Substanz. Nicht alle Kandidaten, die Klimaschutz 
versprechen, halten dies auch…
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